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Sehr geehrte Damen und Herren,

in diesem Rundschreiben finden Sie Antworten auf diese wichtigen Fragen: Wann müssen 
Einzelunternehmer mit einer Rückforderung der Corona-Soforthilfe rechnen? (Nr. 1) Welche 
steuerlich relevanten Sachverhalte werden die NRW-Finanzämter in 2021 vorrangig prüfen? 
(Nr. 3) Welche Datenträger müssen in diesem Fall von Einnahmen-Überschuss-Ermittlern 
vorgelegt werden? (Nr. 4) Wie sind Beitragseinnahmen ohne Gegenleistung aus umsatzsteu-
erlicher Sicht zu behandeln? (Nr. 10) Wie ist die private Nutzung betrieblicher Elektrofahr-
zeuge steuerlich zu bewerten? (Nr. 13)

Mit freundlichen Grüßen
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1	� Corona-Soforthilfe: Rückzahlung bei 
vorheriger Zahlungsunfähigkeit 

Die Rückforderung einer ausgezahlten Corona-Soforthilfe 
von einem Solo-Selbstständigen ist rechtmäßig, wenn 
dieser sich bereits bei Beantragung des Zuschusses in 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten befunden hat. Das hat 
das Verwaltungsgericht (VG) Düsseldorf mit Urteil vom 
12.1.2021 im Falle eines Einzelunternehmers entschie-
den, der sich gegen die Zurücknahme eines Bewilligungs-
bescheids und die Rückforderung der Soforthilfe in Höhe 
von 9.000 Euro gewandt hatte.

Nach Auffassung des VG hätten die Voraussetzungen 
für die Gewährung des Zuschusses bei Erlass des Be-
willigungsbescheids nicht vorgelegen. Grundlage für 
die Bewilligung seien das „Corona-Soforthilfeprogramm 
des Bundes“ und die Richtlinie „NRW-Soforthilfe 2020“ 
gewesen. Hiernach erfolge die Soforthilfe, wenn Unter-
nehmen auf Grund von Liquiditätsengpässen infolge 
der Coronakrise in ihrer Existenz bedroht seien. Diese 
dürften sich nicht bereits am 31.12.2019 in wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten befunden haben. Dementspre-
chend müsse der jeweilige Antragsteller versichern, dass 
er durch die Corona-Pandemie in existenzbedrohende 
Schwierigkeiten geraten sei.

Der Solo-Selbstständige habe diese Erklärung abgegeben, 
obgleich er bereits zum Stichtag 31.12.2019 zahlungsun-
fähig gewesen sei. Denn er habe fällige Steuerverbindlich-
keiten in Höhe von insgesamt 360.000 Euro nicht beglei-
chen können. Der Unternehmer gehe fehl in der Annahme, 
für ihn sei nicht erkennbar gewesen, dass er das Merkmal 
„Unternehmen in Schwierigkeiten“ prüfen müsse. 

2	� Steuererklärung 2019: Fristverlängerung 
bis 30.7.2021

Steuererklärungen für das Jahr 2019, die mit Hilfe eines 
Steuerberaters erstellt werden, können ein halbes Jahr 
später eingereicht werden. Als Grund nennt ein Gesetz-
entwurf von CDU/CSU und SPD die besondere Belastung 
steuerberatender Berufe durch die Corona-Krise. Bisher 
war der 28.2.2021 letzter Abgabetermin. Auch die reguläre 
zinsfreie Karenzzeit von 15 Monaten soll um sechs Mona-
te verlängert werden.

3	� Betriebsprüfung (1): Prüffelder der 
Finanzämter in 2021

Im Gegensatz zu den meisten anderen Bundesländern 
gibt die Finanzverwaltung in NRW die Schwerpunkte bei 
den Betriebsprüfungen in 2021 bekannt. Hier ein Überblick 
über die wichtigsten Prüffelder für Einzelunternehmen.

Ein besonderer zentraler Schwerpunkt liegt (wie bereits im 
Vorjahr) auf der Prüfung der Einkunftserzielungsabsicht, 
d.h. insbesondere bei Verlusten soll geprüft werden, ob 
ggf. Liebhaberei vorliegt. Daneben wurden für die einzel-
nen FA folgende Prüfungsschwerpunkte festgelegt:

Bei der Einkommensteuer:

–	� Sonderausgaben (§ 10 EStG): u.a. Beiträge an be-
rufsständische Versorgungseinrichtungen, Kirchen-
steuer auf Abgeltungsteuer, Förderung für Baudenk-
mäler nach § 10f EStG.

–	� Verluste bei beschränkter Haftung (§ 15a EStG).

–	� Gewinneinkünfte (§§ 15 und 18 EStG): u.a. Fotovol-
taikanlagen (Verlustfälle und Großanlagen), Teilein-
künfteverfahren, Verschmelzung von juristischen Per-
sonen.

–	� Arbeitnehmer (§  19 EStG): u.a. Werbungskosten, 
doppelte Haushaltsführung, private Pkw-Nutzung, Aus-
wärtstätigkeit.

–	� Kapitalvermögen (§ 20 EStG): u.a. Anlage KAP-INV, 
steuerschädliche Verwendung einer Lebensversiche-
rung (§ 29 ESt-Durchführungsverordnung).

–	� Vermietung und Verpachtung (§ 21 EStG): u.a. ver-
billigte Überlassung von Wohnungen, Sonder-Abset-
zung für Abnutzung Mietwohnungsneubau (§ 7b EStG), 
erhöhte Absetzung nach §§ 7h und 7i EStG im Erstjahr, 
Vermietung und Verpachtung im Erstjahr (Schwerpunkt 
vieler FA!), hohe Erhaltungsaufwendungen.

Bei der USt: 

–	� Berichtigung des Vorsteuerabzugs (§ 15a UStG).

Bei diesen Prüffeldern handelt es sich um die Schwer-
punkte. Die Prüfer dürfen also auch andere Sachverhalte 
prüfen. Steuerpflichtige, die von einem Prüffeld betroffen 
sind, werden von der Oberfinanzdirektion NRW gebeten, 
zur beiderseitigen Arbeitserleichterung die notwendigen 
Unterlagen und Angaben direkt mit Abgabe der Steuer-
erklärung einzureichen.

4	� Betriebsprüfung (2): Vorlagepflicht 
von Datenträgern bei Einnahmen- 
Überschuss-Rechnung?

Auf welche Daten darf ein Betriebsprüfer bei einem Unter-
nehmer, der seinen Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermit-
telt, zugreifen? Muss der Unternehmer Betriebsausgaben 
und Betriebseinnahmen digital aufzeichnen? Muss der 
Unternehmer die Datenträger dem Betriebsprüfer aushän-
digen, wenn er digitale Aufzeichnungen freiwillig erstellt?

Der BFH hat vor Kurzem klargestellt, dass der Betriebs-
prüfer nur auf solche Daten zugreifen kann, für die eine 
Aufbewahrungspflicht nach § 147 Abs. 1 Abgabenordnung 
(AO) besteht.

Beispiel:

Ein Malermeister M, der seinen Gewinn gemäß § 4 Abs. 3 
EStG ermittelte, legte bei einer Betriebsprüfung die ver-
langten elektronischen Aufzeichnungen für seine Betriebs-
einnahmen vor. Für die Betriebsausgaben beschränkte er 
sich auf die Vorlage von chronologisch geordneten Pa-
pierbelegen, obwohl er die geforderten Unterlagen auch in 
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elektronischer Form besaß. Dies genügte dem Betriebs-
prüfer nicht, da er „Datenträger“ haben wollte. 

Das FA meinte, der Kläger sei zur Vorlage von freiwillig 
erstellten elektronischen Unterlagen verpflichtet. M wies 
darauf hin, dass er weder nach Handelsrecht noch nach 
§ 141 AO buchführungspflichtig sei. Aufzeichnungen, die 
er nach § 22 UStG anfertigen müsse, habe er dem FA in 
elektronischer Form überlassen. Die Betriebseinnahmen 
und -ausgaben seien durch die Vorlage der Belege nach-
gewiesen. 

Das FG München entschied zugunsten des Unternehmers 
und gab der Klage gegen das Vorlageersuchen des FA 
statt.

Im Revisionsverfahren bestätigte der BFH das FG-Urteil.

Unterlagen, die freiwillig, also über die gesetzliche Auf-
zeichnungspflicht hinausreichen, unterliegen nicht dem 
Datenzugriff im Rahmen der Betriebsprüfung. Die Aussa-
ge des BFH ist eindeutig: Ein Unternehmer, der seinen 
Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermittelt, ist nicht verpflich-
tet, Aufzeichnungen zu führen und diese aufzubewahren. 
Dementsprechend darf der Betriebsprüfer auch keine di-
gitale Übersendung von Unterlagen verlangen. Der BFH 
folgte auch nicht dem Argument der Finanzverwaltung, 
dass die Prüfungsmöglichkeiten durch den fehlenden Zu-
griff auf Datenträger des Unternehmers eingeschränkt sei-
en und wesentlich länger dauerten. Reine Zweckmäßig-
keitsüberlegungen der Finanzverwaltung, die ihrer neuen 
Arbeitsweise bei Außenprüfungen geschuldet sind, dürfen 
zu keinem anderen Ergebnis führen.

5	� Online-Handel: Wann führen eBay-Ver-
käufe nicht zu Betriebseinnahmen?

Wird man zum gewerblichen Unternehmer, wenn man 
mehrmals über die eBay-Plattform private Gegenstände 
verkauft? Werden die eBay-Erlöse automatisch zu Be-
triebseinnahmen, wenn ein Unternehmer dort private Ge-
genstände verkauft? 

Mit dieser Frage musste sich kürzlich der BFH befassen. 
Mit Urteil vom 17.6.2020 hat der BFH entschieden, dass 
Verkäufe von Wirtschaftsgütern, die ohne Veräußerungs-
absicht angeschafft worden sind, keine gewerblichen Ver-
äußerungen darstellen – auch wenn sie über einen länge-
ren Zeitraum auf einer Onlineplattform angeboten werden. 

Sachverhalt: Unternehmer M erzielte Einkünfte aus Ge-
werbebetrieb aus einem Internetshop für Modelleisen-
bahnen und Zubehörartikel. Im Rahmen einer Betriebs-
prüfung wurde beanstandet, dass er von 2010 bis 2012 
ca. 1.500 Verkäufe über die Internetplattform eBay nicht 
in der Gewinnermittlung seines Gewerbebetriebs berück-
sichtigt hatte. 

Nach Aussage des Unternehmers handelt es sich bei 
diesen 1.500 Artikeln um Bestandteile seiner für private 
Zwecke aufgebauten Sammlung, die nicht vor dem Hinter-
grund eines späteren Verkaufs angelegt wurde. Aus dem 

Verkauf dieser Artikel wurde jedoch das Startkapital für 
den Internetshop finanziert. 

Das FG wies die Klage gegen die geänderten Steuerbe-
scheide zurück. Der BFH gab der gegen das Urteil des 
FG eingelegten Revision jedoch statt und wies die Ver-
handlung an das FG zurück: Werden mehrere private- und 
ohne Veräußerungsabsicht angeschaffte Wirtschaftsgüter 
veräußert, kann dies auch dann Teil der privaten Vermö-
gensverwaltung sein, wenn sich die Veräußerung insge-
samt über einen längeren Zeitraum vollzieht. Maßstab der 
Abgrenzung ist die Verkehrsanschauung.

Bei der Beurteilung, ob Wirtschaftsgüter dem Gewerbe-
betrieb oder der privaten Vermögenssphäre zuzuordnen 
sind, ist zunächst zu prüfen, für welchen Bereich die Ge-
genstände ursprünglich angeschafft wurden. Wurden die 
Wirtschaftsgüter weder in den Gewerbebetrieb eingelegt, 
noch im Rahmen des Gewerbebetriebs angeschafft, ist zu 
prüfen, ob die Verkaufstätigkeit mit dem Gewerbebetrieb 
in direktem Zusammenhang steht. Diese Prüfungsschrit-
te wurden nach der Auffassung des BFH vom FG nicht 
vollständig durchgeführt, daher hat er das Verfahren zur 
weiteren Prüfung an das FG zurückverwiesen.

Hinweis: Wer über eBay Gegenstände verkauft, wird da-
durch noch nicht automatisch zum Unternehmer. Wenn ein 
Unternehmer über eBay Gegenstände verkauft, sind dies 
nicht automatisch Betriebseinnahmen. Werden über den-
selben Account einer Internetplattform private Artikel und 
gewerbliche Artikel angeboten, sollte die Abgrenzung von 
Privatverkauf und betrieblichen Veräußerungen verdeut-
licht und gut dokumentiert werden, um spätere Rückfragen 
des FA beantworten zu können.

6	� Arbeitgeberleistungen: Zuschuss zur pri-
vaten Kranken- und Pflegeversicherung

Privat krankenversicherte Mitarbeiter erhalten von ihrem 
Arbeitgeber einen Zuschuss zu ihrer privaten Kranken- 
und Pflegeversicherung. In Höhe des halben allgemeinen 
Beitragssatzes (in 2021: 7,3 Prozent) und unter Berück-
sichtigung der aktuellen monatlichen Beitragsbemes-
sungsgrenze zur Krankenversicherung. Da die monatliche 
Beitragsbemessungsgrenze zur Krankenversicherung 
in 2021 auf 4.837,50 Euro angehoben wurde, ergibt sich 
ab dem 1.1.2021 ein maximaler monatlicher Arbeitgeber-
zuschuss ohne Berücksichtigung des Zusatzbeitrags von 
353,14 Euro.

7	 �Verpflegung und Unterkunft: Neue 
Sachbezugswerte 2021

Zum Arbeitsentgelt gehören neben Geldleistungen auch 
Sachbezüge wie z.B. Unterkunft und Verpflegung. Die 
amtlichen Sachbezugswerte gelten für den Lohnsteuerab-
zug und die Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge. 
Der monatliche Gesamtsachbezugswert beträgt 2021 für 
freie oder verbilligte Verpflegung 263 Euro und setzt sich 
zusammen aus:
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–	� Frühstück:	 55 Euro 
–	� Mittagessen:	 104 Euro 
–	� Abendessen:	 104 Euro 

Die Sachbezugswerte für freie Verpflegung gelten in 
den alten und in den neuen Bundesländern gleicherma-
ßen. Daraus ergeben sich die Werte für einzelne Mahlzei-
ten (1/30), z.B. für freies oder verbilligtes Kantinenessen:
–	� Frühstück:	 1,83 Euro
–	� Mittagessen:	 3,47 Euro
–	� Abendessen: 	 3,47 Euro

Wird dem Mitarbeiter freie Unterkunft gewährt, so sind 
dafür 237 Euro als Sachbezug anzusetzen.

Wird dem Mitarbeiter eine Wohnung kostenlos überlas-
sen, so ist nicht der Sachbezugswert, sondern die ortsüb-
liche Miete anzusetzen. Lässt sich keine ortsübliche Miete 
ermitteln, kann der Arbeitgeber einen Pauschalwert von

–	� 4,16 Euro in den alten und neuen Bundesländern bzw.

–	� 3,40 Euro bei einfacher Ausstattung der Wohnung (oh-
ne Sammelheizung, Bad oder Dusche) 

pro Quadratmeter und Monat zugrunde legen.

8	� Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG: 
USt-Beträge keine durchlaufenden 
Posten

Es dürfte inzwischen allen Unternehmern mit Gewinner-
mittlung durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung (§  4 
Abs. 3 EStG) bekannt sein: Vereinnahmte USt-Beträge 
(aus Ausgangsrechnungen, Barverkäufen oder USt-Vor-
anmeldungen) sind bei der Gewinnermittlung als Betriebs-
einnahmen zu erfassen, gezahlte USt-Beträge (Vorsteuer 
aus Eingangsrechnungen oder gezahlte USt an das FA) 
als Betriebsausgaben. Der BFH hat dies auch mehrfach in 
diesem Sinne entschieden.

Wer als Unternehmer USt-Beträge vom FA als durchlau-
fende Posten behandelt wissen will und vielleicht sogar mit 
einer Klage vor ein FG geht, darf sich nicht wundern, wenn 
das Urteil zu seinen Ungunsten ausfällt und eine Revision 
nicht zugelassen wird.

So ging es auch einem Unternehmer, der die USt-Beträge 
als durchlaufende Posten behandelte und anschließend 
Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ein-
legte. 

Er musste sich vom BFH belehren lassen: „Die USt-Beträ-
ge, die der Unternehmer einem Dritten in Rechnung stellt 
und von diesem erhält, sind ihm mit endgültiger Wirkung 
zugeflossen und zählen bei der Gewinnermittlung nach 
§ 4 Abs. 3 EStG zu den Betriebseinnahmen. USt-Beträge, 
die dem Steuerpflichtigen im Rahmen seines Betriebs von 
Dritten in Rechnung gestellt werden und die er an Dritte 
zahlt (Vorsteuerbeträge) sowie USt-Beträge, die er (nach 
Abzug der Vorsteuer) an das FA abführt, sind Betriebs-
ausgaben.“

9	� Künstlersozialversicherung: 
Beitrag 2021 steigt leicht

Unternehmen, die künstlerische oder publizistische Leis-
tungen in Anspruch nehmen und verwerten, müssen unter 
bestimmten Voraussetzungen die Künstlersozialabgabe 
zahlen. In 2020 betrug der Abgabensatz 4,2 Prozent. Zum 
1.1.2021 wurde die Künstlersozialabgabe leicht erhöht 
auf 4,4 Prozent. Durch den Einsatz zusätzlicher Bundes-
mittel in Form eines Entlastungszuschusses in Höhe von 
23 Mio. Euro konnte ein Anstieg des Abgabesatzes auf 
4,7 Prozent im Jahr 2021 vermieden werden. 

Zwischen 2015 und 2019 wurden rund 80.000 abgabe-
pflichtige Unternehmen neu erfasst. Über die Künstlerso-
zialversicherung werden derzeit mehr als 190.000 selbst-
ständige Künstler und Publizisten als Pflichtversicherte in 
den Schutz der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Ren-
tenversicherung einbezogen. Die selbstständigen Künstler 
und Publizisten tragen, wie abhängig beschäftigte Arbeit-
nehmer, die Hälfte ihrer Sozialversicherungsbeiträge. Die 
andere Beitragshälfte wird durch einen Bundeszuschuss 
(20 Prozent) und durch die Künstlersozialabgabe der Un-
ternehmen (30 Prozent) finanziert, die künstlerische und 
publizistische Leistungen verwerten. 

10	�Umsatzsteuer (1): Sind Beitragseinnah-
men ohne Gegenleistung umsatzsteuer-
pflichtig?

Unternehmen erhalten in Corona-Zeiten mitunter aus 
Gründen der Solidarität oder wegen einer späteren Ver-
längerung des Mitgliedsvertrags weiterhin Mitgliedsbeiträ-
ge, obwohl die Leistungen während der Corona-Pandemie 
wegen behördlich angeordneter Betriebsschließung nicht 
angeboten werden können.

Beispiel:

Ein Fitnessstudio muss für drei Monate schließen. Die Mit-
glieder lassen aus Solidaritätsgründen ihre Beiträge wäh-
rend dieser Zeit weiter abbuchen. Da die USt immer nur im 
Rahmen eines Leistungsaustauschs anfallen kann, stellt 
sich die Frage, ob der Fitnessstudiobetreiber während 
der Schließung infolge der Corona-Maßnahmen USt für 
die gezahlten Beiträge abführen muss. Vertraglich wurde 
festgelegt, dass der Kunde keinen Anspruch auf Beitrags-
erstattung hat, wenn es dem Studio aus Gründen, die es 
nicht zu vertreten hat (höhere Gewalt), unmöglich ist, sei-
ne Leistungen zu erbringen.

Ein steuerbarer Umsatz liegt nur dann vor, wenn zwischen 
der erbrachten Leistung und dem erhaltenen Gegenwert 
ein unmittelbarer und wechselseitiger Zusammenhang be-
steht. Da die Zahlung an den Fitnessstudiobetreiber eine 
Art Entschädigung darstellt und kein Entgelt, sind diese 
Beiträge kein Bestandteil der Bemessungsgrundlage für 
die USt. Die USt auf Vergütungen für nicht erbrachte Leis-
tungen darf nicht verlangt werden.
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Aber: Wurde mit dem Fitnessstudio vereinbart, dass ei-
ne Beitragsfortzahlung zu einer taggenauen Zeitgutschrift 
führt, die eine Verlängerung des abgeschlossenen Dauer-
vertrags zur Folge hat, oder dass bei Beitragsfortzahlung 
ein Gutschein entsprechend dem ursprünglich gebuchten 
Leistungsumfang für eine beitragsfreie Zeit, die der Dauer 
der Schließung entspricht, ausgestellt wird, handelt es sich 
um eine umsatzsteuerpflichtige Anzahlung. 

Eine Änderung der Bemessungsgrundlage ist nur im Falle 
der Beitragsrückzahlung möglich (§ 17 Abs. 2 Nr. 2 UStG). 
Für die Monate, in denen das Fitnessstudio aufgrund der 
Corona-Krise geschlossen wurde, können die USt-Voran-
meldungen korrigiert werden. Die USt ist für die betreffen-
den Beiträge nicht an das FA abzuführen.

11	�Umsatzsteuer (2): USt-Voranmeldungen 
für Gründer

Die generelle Verpflichtung für Unternehmensgründer, ih-
re USt-Voranmeldungen monatlich zu übermitteln, ist für 
die Jahre 2021 bis 2026 ausgesetzt. Das bedeutet jedoch 
nicht, dass Unternehmensgründer generell davon befreit 
sind, für das Jahr der Aufnahme der gewerblichen oder 
beruflichen Tätigkeit und das folgende Kalenderjahr Vor-
anmeldungen abzugeben. 

Es gelten vielmehr die allgemeinen Regelungen, wonach 
der Voranmeldungszeitraum das Kalendervierteljahr 
ist. Beträgt die Steuer für das vorangegangene Kalender-
jahr mehr als 7.500 Euro, ist der Voranmeldungszeitraum 
der Kalendermonat. Beträgt die Steuer für das vorange-
gangene Kalenderjahr nicht mehr als 1.000 Euro, kann 
das FA den Unternehmer von der Verpflichtung zur Abga-
be der Voranmeldungen und Entrichtung der Vorauszah-
lungen befreien.

Für die Jahre 2021 bis 2026 ist bei der Bestimmung des 
Voranmeldungszeitraums im Kalenderjahr der Aufnahme 
der gewerblichen Tätigkeit auf die voraussichtliche Steuer 
dieses Jahres abzustellen. Im folgenden Kalenderjahr ist 
die tatsächliche Steuer des Vorjahres ggf. in eine Jahres-
steuer umzurechnen. Bei der Ermittlung dieser Grenzwer-
te ist somit Folgendes zu beachten:
–	� In den Fällen, in denen der Unternehmer seine ge-

werbliche Tätigkeit nur in einem Teil des vorangegan-
genen Kalenderjahres ausgeübt hat, ist die tatsächli-
che Steuer in eine Jahressteuer umzurechnen.

–	� In den Fällen, in denen der Unternehmer seine gewerb-
liche Tätigkeit im laufenden Kalenderjahr aufnimmt, ist 
die voraussichtliche Steuer des laufenden Kalender-
jahres maßgebend (d.h. der Betrag muss geschätzt 
werden).

–	� Bei einer Neugründung im Jahr  2020 gelten diese 
Grundsätze auch im Besteuerungszeitraum 2021.

–	� Bei einer Neugründung im Jahr 2021 ist auf den vo-
raussichtlichen Überschuss des Jahres 2021 und im 
Folgejahr 2022 auf den tatsächlichen Überschuss für 
das Gründungsjahr 2021 (ggf. nach Umrechnung auf 
einen Jahresbetrag) abzustellen.

12	�Häusliches Arbeitszimmer: Steuerliche 
Konsequenzen der Zuordnung zum 
Betriebsvermögen

Ein betrieblich genutzter Gebäudeteil, wie z.B. ein häus-
liches Arbeitszimmer, das sich im Eigentum eines Unter-
nehmers befindet, ist ein eigenständiges Wirtschaftsgut, 
das zum Betriebsvermögen gehört. Gibt der Unternehmer 
seine Tätigkeit im häuslichen Arbeitszimmer auf, um die-
ses wieder privat zu nutzen, scheidet das Arbeitszimmer 
aus dem Betriebsvermögen aus. Die Entnahme erfolgt 
in der Regel zum Marktwert. Dieser wird dem Buchwert 
gegenübergestellt. Die Differenz ist der steuerpflichtige 
Entnahmegewinn. Dabei ist zu beachten, dass der Markt-
wert einerseits durch Wertsteigerung zu stillen Reserven 
geführt hat und andererseits der Buchwert durch die jähr-
lichen Abschreibungen gemindert wurde. Bei einer Ent-
nahme werden somit die Abschreibungen de facto wieder 
rückgängig gemacht. 

Für die Berechnung des Gewinns ist der Buchwert maß-
gebend, der sich nach Abzug der Abschreibungen für das 
häusliche Arbeitszimmer ergibt. Das gilt selbst dann, wenn 
der Abzug der Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer auf 1.250 Euro im Jahr begrenzt ist. Eine Gewinn-
korrektur im Hinblick auf den nicht als Betriebsausgaben 
abzugsfähigen Teil der Abschreibung kommt nicht in Be-
tracht.

Beispiel:

Ein Unternehmer erklärte die Betriebsaufgabe seines Un-
ternehmens. Zum notwendigen Betriebsvermögen des 
Unternehmers gehörte bis zu diesem Zeitpunkt u.a. ein 
häusliches Arbeitszimmer. Da das Arbeitszimmer nicht 
den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und berufli-
chen Tätigkeit des Steuerpflichtigen gebildet hatte, konnte 
er jährlich lediglich 1.250 Euro der Aufwendungen für das 
Arbeitszimmer einschließlich der Abschreibung als Be-
triebsausgaben abziehen.

Während der Steuerpflichtige in seiner ESt-Erklärung ei-
nen Aufgabeverlust ermittelte, setzte das FA einen Ver-
äußerungsgewinn an. Der Steuerpflichtige wandte sich 
gegen die buchwertmindernde Berücksichtigung der Ab-
schreibung des Arbeitszimmers, weil diese sich beim Be-
triebsausgabenabzug nicht ausgewirkt habe. 

Das FG hat entschieden, dass bei der Berechnung des 
Gewinns der Buchwert für das häusliche Arbeitszimmer 
nicht um die (nicht abziehbare) Abschreibung zu er-
höhen ist. Dass der Betriebsausgabenabzug des Steuer-
pflichtigen während der Ausübung der unternehmerischen 
Tätigkeit hinsichtlich des häuslichen Arbeitszimmers der 
Höhe nach beschränkt gewesen ist, führt nicht dazu, dass 
die nicht abziehbare Abschreibung bei der Berechnung 
des Aufgabegewinns mindernd zu berücksichtigen ist. 

Dem stimmte der BFH zu. Für die Berechnung des Auf-
gabegewinns ist der Buchwert des häuslichen Arbeitszim-
mers maßgebend, der sich nach Abzug der Abschreibung 
ergibt. Die beschränkte Abziehbarkeit der Aufwendungen 

5

Mandanten-Rundschreiben für Einzelunternehmer� Nr. 2/2021



für das häusliche Arbeitszimmer während der Ausübung 
der unternehmerischen Tätigkeit beeinflusst 

–	� weder den Buchwert im Zeitpunkt der Betriebsaufgabe 

–	� noch kann die zuvor nicht abziehbare Abschreibung 
bei der Ermittlung des Aufgabegewinns auf andere 
Weise gewinnmindernd berücksichtigt werden.

Verfassungsrechtliche Zweifel an dieser Rechtslage be-
stünden nicht.

13	�Betriebliches Elektrofahrzeug: Bewer-
tung der Privatnutzung

Der private Nutzungsanteil eines Kraftfahrzeugs, für das 
kein Fahrtenbuch geführt und das zu mehr als 50 Prozent 
betrieblich genutzt wird, kann mit 1 Prozent des inländi-
schen Bruttolistenpreises pro Monat angesetzt werden. 
Bei Elektrofahrzeugen und bei bestimmten extern auflad-
baren Hybridelektrofahrzeugen gibt es davon abweichen-
de Regelungen, wobei es darauf ankommt, welche Rege-
lung ab wann gilt.

Die private Nutzung von extern aufladbaren Hybridfahr-
zeugen wird mit 1 Prozent vom halben Bruttolistenpreis 
angesetzt (0,5-Prozent-Regelung), wenn die Kohlendioxid-
emission höchstens 50 Gramm je gefahrenen Kilometer 
beträgt oder alternativ – abhängig vom Anschaffungszeit-
punkt – die folgende Voraussetzung erfüllt ist:

–	� Anschaffung nach dem 31.12.2018 und vor dem 
1.1.2022 
Die Reichweite unter ausschließlicher Nutzung der 
elektrischen Antriebsmaschine muss mindestens 
40 km betragen.

–	� Anschaffung nach dem 31.12.2021 und vor dem 
1.1.2025 
Die Reichweite unter ausschließlicher Nutzung der 
elektrischen Antriebsmaschine muss mindestens 
60 km betragen.

–	� Anschaffung nach dem 31.12.2024 und vor dem 
1.1.2031 
Die Reichweite unter ausschließlicher Nutzung der 
elektrischen Antriebsmaschine muss mindestens 
80 km betragen.

Die Regelung für reine Elektrofahrzeuge ist mehrfach 
modifiziert worden. Bei „reinen“ Elektrofahrzeugen, die 
nach dem 31.12.2018 und vor dem 1.1.2031 angeschafft 
wurden bzw. werden, ist der Bruttolistenpreis ebenfalls nur 
zur Hälfte anzusetzen. 

Durch das Gesetz zur weiteren Förderung der Elektromo-
bilität wurde geregelt, dass bei der privaten Nutzung von 
„reinen“ Elektrofahrzeugen der Bruttolistenpreis bei An-
schaffungen nach dem 31.12.2018 und vor dem 1.1.2031 
nur zu einem Viertel anzusetzen ist, wenn der Bruttolis-
tenpreis des Kraftfahrzeugs nicht mehr als 40.000 Euro 
beträgt. Diese 0,25-Prozent-Regelung war erstmals ab 

dem 1.1.2020 anzuwenden. Die spätere Erhöhung des 
Grenzwerts von 40.000 Euro auf 60.000 Euro ist rückwir-
kend bereits ab dem 1.1.2020 anzuwenden. 

Fazit: Der Grenzwert von 40.000 Euro wirkt sich nicht aus, 
weil die Erhöhung auf 60.000 Euro ebenfalls zum 1.1.2020 
erfolgt ist. 

Ergebnis:

–	� Bei reinen Elektrofahrzeugen, die nach dem 
31.12.2018 und vor dem 1.1.2020 angeschafft wur-
den, wird im Jahr 2019 die Bemessungsgrundlage 
(= Bruttolistenpreis) nur zur Hälfte angesetzt (soge-
nannte 0,5-Prozent-Regelung).

–	� Ab 2020 gilt, dass die Bemessungsgrundlage (= Brutto
listenpreis) nur zu einem Viertel anzusetzen ist, wenn 
der Bruttolistenpreis 60.000  Euro nicht übersteigt 
(sogenannte 0,25-Prozent-Regelung). Liegt der Brutto
listenpreis über 60.000 Euro, wird die Bemessungs-
grundlage halbiert (sogenannte 0,5-Prozent-Rege-
lung).

Beispiel: 

Ein Unternehmer hat im Januar 2019 als Firmenwagen 
ein reines Elektrofahrzeug mit einem Bruttolistenpreis 
von 38.000 Euro erworben. Die private Nutzung nach der 
1-Prozent-Regelung beträgt somit 

im Jahr 2019: 38.000 Euro x 50 Prozent = 19.000 Euro x 
1 Prozent = 190 Euro x 12 Monate = 2.280 Euro und 

ab dem Jahr 2020: 38.000 Euro x 25 Prozent = 9.500 Eu-
ro x 1 Prozent = 95 Euro x 12 Monate = 1.140 Euro. 

Bei reinen Elektrofahrzeugen, die ab dem 1.1.2020 und 
vor dem 1.1.2031 angeschafft wurden bzw. werden, ist die 
sogenannte 0,25-Prozent-Regelung anzuwenden, wenn 
der Bruttolistenpreis 60.000 Euro nicht übersteigt. 

14	�Solidaritätszuschlag: Vorläufige Steuer-
festsetzung ab 2020

Bisher gilt, dass im Rahmen der verfahrensrechtlichen 
Möglichkeiten sämtliche Festsetzungen des Solidaritäts-
zuschlags für die Veranlagungszeiträume ab 2005 vorläu-
fig durchgeführt werden, weil die Verfassungsmäßigkeit 
des Solidaritätszuschlaggesetzes  1995 zweifelhaft ist. 
Das BMF stellt nunmehr klar, dass dieser Vorläufigkeits-
vermerk für die Veranlagungszeiträume ab 2020 auch die 
Frage umfasst, ob die fortgeltende Erhebung eines Soli-
daritätszuschlags nach Auslaufen des Solidarpakts II zum 
31.12.2019 verfassungsgemäß ist.

Der Solidaritätszuschlag wurde mit Wirkung zum 1.1.2021 
weitgehend abgeschafft. Bei höheren Einkommen und 
auch bei Abzugsteuern wird der Solidaritätszuschlag wei-
terhin erhoben, sodass sich die Frage stellt, ob die Erhe-
bung eines Solidaritätszuschlags nach Auslaufen des So-
lidarpakts II verfassungsgemäß ist.
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Hintergrundinformationen zum Mandanten-Rundschreiben für Einzelunternehmer Nr. 2/2021
(entsprechend der Reihenfolge der fachlichen Informationen)

Thema Volltext-Fundstelle Weitere Informations-
quellen

1 Corona-Soforthilfe Verwaltungsgericht Düsseldorf, Urteil vom 12.1.2021, Az. 20 K 4706/20
www.justiz.nrw.de

www.brak.de

2 Steuererklärung 2019 www.bundesfinanzministerium.de www.handelsblatt.com; 
www.hannover.ihk.de 

3 Betriebsprüfung (1) www.finanzverwaltung.nrw.de/de/prueffelder-fuer-das-kalenderjahr-2021 www.steuerberaterkammer- 
westfalen-lippe.de

4 Betriebsprüfung (2) BFH, Urteil vom 12.2.2020, Az. X R 8/18
www.bundesfinanzhof.de

FG München, Urteil 
vom 18.1.2018, Az. 10 
K 3036/16

5 Online-Handel BFH, Urteil vom 17.6.2020, Az. X R 18/19
www.bundesfinanzhof.de

–

6 Arbeitgeberleistungen www.bundesregierung.de;
www.lohn-info.de

www.aok.de

7 Verpflegung und 
Unterkunft

BMF, Schreiben vom 28.12.2020, Az. IV C 5 - S 2334/19/10010 :002
www.bva.bund.de

–

8 Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs. 3 EStG

BFH, Beschluss vom 29.10.2020, Az. VIII B 54/20 
www.bundesfinanzhof.de

So bereits BFH, Ur-
teil vom 19.2.1975, 
Az. I R 154/73, Rz. 8 
oder BFH, Beschluss 
vom 29.5.2006, Az. IV 
S 6/06 (PKH)

9 Künstlersozial- 
versicherung

www.kuenstlersozialkasse.de; 
www.bmas.de

–

10 Umsatzsteuer (1) § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG –

11 Umsatzsteuer (2) BMF, Schreiben vom 16.12.2020, Az. III C 3 - S 7346/20/10001 :002 
www.bundesfinanzministerium.de

Drittes Bürokratie- 
entlastungsgesetz  
vom 22.11.2019  

12 Häusliches 
Arbeitszimmer

BFH, Beschluss vom 8.10.2020, Az. VIII B 59/20 
(Aussetzung der Vollziehung)
www.bundesfinanzhof.de

§ 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG

13 Betriebliches 
Elektrofahrzeug

§ 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG in der Fassung des 
Zweiten Corona-Steuerhilfegesetzes vom 29.6.2020, 
BGBl. 2020 I, S. 1512

Gesetz zur weiteren 
Förderung der Elektro-
mobilität vom 12.12.2019 
(Inkrafttreten nach Art. 39 
am 1.1.2020)

14 Solidaritätszuschlag BMF, Schreiben vom 4.1.2021, Az. IV A 3 - S 0338/19/10006 :001
www.bundesfinanzministerium.de

§§ 1 bis 4 Solidaritätszu-
schlaggesetz


